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GEMEINDERAT 
 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 

über die Sitzung am 
 

Montag, 10.12.2018, 
 

im Gemeindeamt RASTENFELD 30 
 
Beginn:  19.32 Uhr Die Einladung erfolgte am 
Ende:    20.55 Uhr 04.12.2018 durch Kurrende. 
 
Anwesend waren:  
 
Bgm. Wandl Gerhard  
Vzbgm. Ing. Reiter Anton 
GGR Dastel Josef GGR Dornhackl Manuela 
GGR Ing. Hengstberger Erich GGR Rauscher Gerhard 
GGR Ing. Traxler Klaus 
 
GR Bauer Josef GR Berndl Emma 
GR Gassner Andrea GR Heindl Miriam 
 GR Kühnel Christian 
GR Radinger Gerhard GR Sinhuber Karl 
 GR Sinhuber Leopold   
GR Ulrich Franz GR Wanner Hans   
 
Entschuldigt abwesend waren: 
GR Riegler Jürgen GR Klaus Johann  
  
  
 
Nicht entschuldigt abwesend waren:  
------------ 
  
Vorsitzender:  
Bgm. Wandl Gerhard 
 
Die Sitzung war öffentlich. 
Die Sitzung war beschlussfähig. 

 

 

MARKTGEMEINDE RASTENFELD 

3532 Rastenfeld 30 
Tel.: 02826/289, Fax: 02826/289-20 
Email: gemeinde@rastenfeld.at 
Homepage: www.rastenfeld.at 
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TAGESORDNUNG 
 
 
 
 

1) Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Bgm. Gerhard Wandl stellt fest, dass die Sitzung beschlussfähig ist. 
 
 
 

2) Genehmigung letztes Protokoll vom 06.11.2018 
 
Bgm. Gerhard Wandl stellt die Frage, ob schriftliche Einwendungen gegen das 
Protokoll vom 24.09.2018 erhoben werden. 
 
 

Nachdem keine schriftlichen Einwendungen gegen das Protokoll erhoben werden 
stellt Bgm. Gerhard Wandl fest, dass das Protokoll als genehmigt gilt. 
 
 
 

3) Werbeeinschaltungen in Gemeindezeitung; Festlegung der Entgelte 
 
Bgm. Wandl Gerhard berichtet, dass bei der Gebarungseinschau durch die Abtei-
lung Gemeinden, Amt der NÖ Landesregierung festgestellt worden ist, dass die 
Entgelte für Werbeeinschaltungen in der Gemeindezeitung zuletzt nur vom Ge-
meindevorstand und nicht vom Gemeinderat beschlossen worden sind. Der Be-
schluss stammt aus 2016. 
 
Seitens der Abteilung Gemeinden wird auch darauf hingewiesen, dass im Sinne 
einer Gleichbehandlung kein Aufschlag für NICHT-Gemeindebetriebe beschlossen 
werden sollte.  
Weiters wurde erneut darauf hingewiesen, dass dem Vorschlag, Zahlscheine für 
freiwillige Spenden für die Gemeindezeitung beizuschließen, nicht nachgekom-
men wurde. 
Bgm. Wandl weist darauf hin, dass bislang noch kein Betrieb den Aufschlag für 
NICHT-Gemeindebetriebe in Frage gestellt hat. 
  
 
Antrag Gemeindevorstand:  
Der Gemeinderat möge beschließen, dass die Tarife, welche zuletzt am 
21.1.2016 durch den Gemeindevorstand festgesetzt worden sind, beibehalten 
werden sollen. Von einer Spendensammlung mittels Zahlscheinen wird abgera-
ten, da ein solches Vorgehen das Image der Gemeinde schädigen würde. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Beibehaltung folgender Entgelte für Werbeein-
schaltungen in der Gemeindezeitung: 
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Der Gemeinderat beschließt weiters, das von einer Spendensammlung mittels 
Zahlscheinen abgesehen wird, da ein solches Vorgehen das Image der Gemeinde 
schädigen würde. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 

4) Gebarungseinschau; Prüfergebnis vom 5.10.2018 
 
Bgm. Gerhard Wandl berichtet, dass im Zeitraum 19.-26.9.2018 eine Gebarungs-
einschau vom Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Gemeinden, stattgefunden 
hat. Das Ergebnis der Gebarungseinschau ist am 11.10.2018 im Gemeindeamt 
eingelangt. 
Dieser Bericht ist dem Gemeinderat in einer Sitzung unter einem eigenen Tages-
ordnungspunkt vollinhaltlich zur Kenntnis zu bringen. Die auf Grund des Überprü-
fungsergebnisses getroffenen Maßnahmen sind der Aufsichtsbehörde gemäß § 89 
Abs. 2 NÖ Gemeindeordnung 1973 innerhalb von drei Monaten mitzuteilen. 
 
Der Prüfbericht wird daraufhin dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis ge-
bracht und Bgm. Wandl gibt nachfolgende Erklärungen ab, bzw. stellt der Ge-
meindevorstand folgende Anträge zu den einzelnen Punkten: 
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Zu 1.2:  

 
Entgelte für Werbeeinschaltungen in der Gemeindezeitung  
 
Zu diesem Thema hat der Gemeinderat in der heutigen Sitzung unter TOP 
3. folgenden Beschluss gefasst: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Beibehaltung folgender Entgelte für Werbeein-
schaltungen in der Gemeindezeitung: 
 

 
 
Der Gemeinderat beschließt weiters, das von einer Spendensammlung mittels 
Zahlscheinen abgesehen wird, da ein solches Vorgehen das Image der Gemeinde 
schädigen würde. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 

 
 
Gebührenanpassungen beim Kindergartentransport  
In der GR-Sitzung am 6.11.2018 wurde eine Gebührenanpassung mit 
Wirksamkeit Kindergartenjahr 2019/2020 beschlossen. 
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Zu 1.3: nicht umgesetzte Empfehlungen 

Bildung von Tilgungsrücklagen für Darlehen und Erneuerungsrücklagen 
 
Feststellung des Gemeindevorstands: 
Der Gemeindevorstand stellte dazu fest, dass bei den Gebührenhaushalten 
Wasser und Abwasser nicht nur Kostendeckung gegeben ist, sondern jähr-
lich Überschüsse erzielt werden.  
 
Antrag Gemeindevorstand: 
Der Gemeindevorstand beantragt, dass vorerst keine Tilgungsrücklagen 
und Erneuerungsrücklagen gebildet werden sollen, da derzeit noch immer 
Investitionen in den Ausbau der Anlagen getätigt werden. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dass keine Tilgungsrücklagen und Erneue-
rungsrücklagen gebildet werden. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 
Ertragreiche Nutzung des Gemeindewaldes 
 
Feststellung des Gemeindevorstands: 
Im Jahr 2018 ist massiver Borkenkäferbefall aufgetreten, daher mussten 
große Flächen geschlägert werden. Der Holzverkauf daraus bringt auf-
grund des schlechten Preises keinen entsprechenden Ertrag. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat schließt sich der Meinung an, dass derzeit keine ertrag-
reiche Nutzung des Gemeindewaldes möglich ist. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
 
 

Zu 2.2. Vermögenserfassung 
 
Bgm. Wandl berichtet: Die Erhebung des Gemeindevermögens wurde be-
reits weitgehend abgeschlossen. Für die Erfassung und Bewertung wurde 
ein eigenes Tool (ICM-Tool) der Comm-Unity angeschafft. Es wurde bereits 
mit der Erfassung begonnen.  
 
Beschluss:  
Der Gemeinderat nimmt den Bericht zustimmend zur Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis:  
einstimmig 
 
 

  



homepage: www.rastenfeld.at                  
N:\_GDE Rastenfeld\Gruppe 00\000 Gemeinderat\Gemeinderat\Protokoll\2018\2018 10 GR_Prot.docx       

    

6

 
zu 2.3 Wohn- und Geschäftsgebäude 

Gliederung der Gebarung im Unterabschnitt 853 (Wohn- und Geschäftsge-
bäude) 
 
Zur gegenständlichen Empfehlung stellte der Gemeindevorstand fest, dass 
Investitionen in Wohn- und Geschäftsgebäude, wie z. B. derzeit beim Nah-
versorgerzentrum, mit einer Wirtschaftlichkeitsrechnung hinterlegt wer-
den. Nur wenn aus dieser Rechnung die Wirtschaftlichkeit hervorgeht oder 
der Gemeinderat eine andere Notwendigkeit für die Investition feststellt, 
werden Bauvorhaben umgesetzt. Mit dieser Vorgehensweise ist gesichert, 
dass stets ein effektiver Einsatz der Gemeindefinanzmittel gegeben ist. Es 
ist auch aufgrund der geringen Anzahl an Bestandsobjekten sowie den 
jährlichen Betriebskostenabrechnungen jederzeit ein Überblick gegeben. 
Instandhaltungsaufwendungen werden nach den Möglichkeiten mietrechtli-
cher Bestimmungen auf die Bestandsnehmer umgelegt. Eine Gliederung 
würde einen erhöhten Aufwand in der Verwaltung mit entsprechenden 
Kosten mit sich bringen. 
Der Unterabschnitt 853 ist daher als ein Betrieb zu sehen und es besteht 
kein Bedarf an einer gegliederten Darstellung. 
 
Beschluss:  
Der Gemeinderat schließt sich dieser Feststellung an und beschließt, dass 
vorerst keine Gliederung der Gebarung im Unterabschnitt 853 (Wohn- und 
Geschäftsgebäude) vorgenommen wird. 
  
Abstimmungsergebnis:  
einstimmig 
 
 
 

zu 2.4 Buchführung und 
zu 2.5 Voranschlagsunwirksame Gebarung (Vorschüsse und Verwahrgelder) 

 
Feststellung Gemeindevorstand: 
Die Gemeindeverwaltung ist bemüht alle Vorgaben der VRV zu erfüllen. 
Aufgrund der Umstellung auf die moderne Buchhaltungssoftware im Hin-
blick auf die Umstellung auf VRV2015 ergeben sich bereits massive Verän-
derungen in der laufenden Buchführung, sodass vielleicht nicht mehr eine 
100%ige Übereinstimmung mit den Vorschriften der VRV1997 möglich ist. 

 
Beschluss:  
Der Gemeinderat nimmt die Feststellung zustimmend zur Kenntnis. Die 
Gemeindeverwaltung wird angewiesen, dass die Vorschriften der VRV1997 
– soweit es nach den Möglichkeiten der eingesetzten Software noch mach-
bar ist - eingehalten werden sollen. 
 
Abstimmungsergebnis:  
einstimmig 
 

 
  



homepage: www.rastenfeld.at                  
N:\_GDE Rastenfeld\Gruppe 00\000 Gemeinderat\Gemeinderat\Protokoll\2018\2018 10 GR_Prot.docx       

    

7

 
zu 2.6 Bedarfszuweisungen – zweckgewidmete Verwendung 

 

Beschluss:  
Der Gemeinderat nimmt die Feststellung zur Kenntnis, dass Bedarfszuwei-
sungen ausschließlich für den bewilligten Zweck zu verwenden sind und 
eine Widmungsänderung der Bewilligung der Landesregierung bedarf. 
 

Abstimmungsergebnis:  
einstimmig 
 
 

zu 2.7 Prüfungsausschuss 
Dem Prüfungsausschuss wurde bei der Gebarungsprüfung am 29.11.2018 
dieser Punkt vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht und von diesem zur 
Kenntnis genommen und bereits in der Sitzung am 29.11.2018 angewen-
det. 
 
Beschluss:  
Der Gemeinderat nimmt die Feststellung zur Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis:  
einstimmig 
 

 
zu 3. FINANZLAGE 

 

Antrag Gemeindevorstand:  
Der Gemeinderat möge alle nicht im einzelnen behandelten Feststellungen und 
Empfehlungen zur Kenntnis nehmen. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt die Feststellungen zur Kenntnis und es wird versucht 
alle Empfehlungen umzusetzen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 

5) Gebarungsprüfung vom 29.11.2018 
 

Prüfungsausschussobmann GR Hans Wanner bringt das Ergebnis der Gebarungs-
prüfung vom 29.11.2018 zur Kenntnis. 
 
Antrag Gemeindevorstand:  
Der Gemeinderat möge das Ergebnis der Gebarungsprüfung zur Kenntnis neh-
men. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt das Ergebnis der Gebarungsprüfung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
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6) Spielplatz Hinterfeld, Peygarten-Ottenstein 

 
Bgm. Wandl Gerhard berichtet, dass von Thomas und Claudia Zwettler, Peygar-
ten-Ottenstein 173, ein Schreiben betreffend die Nutzung des Kinderspielplatzes 
Hinterfeld eingelangt ist. Fam. Zwettler beschwert sich, dass von dem Fußball-
spielfeld und dem Volleyballplatz eine stundenlange Lärmbelastung durch die 
schreienden Leute und durch das ständige Knallen des Balles ausgeht. Besonders 
störend wird empfunden, dass Bälle auf das Grundstück Zwettler geschossen 
werden. Im Sommer passiert dies täglich. Die Kinder und Jugendlichen verschaf-
fen sich in Folge unerlaubt Zutritt über das Nachbargrundstück, um die Bälle zu 
holen. Dabei wird keine Rücksicht auf die Garteneinrichtung bzw. auf die Pflanzen 
genommen. Es handelt sich dabei um Besitzstörung.  
 
Fam. Zwettler beantragt daher die Verlegung der beiden Ballspielplätze, da keine 
Besserung in Sicht ist und sie den Garten gerne für die eigene Erholung nutzen 
möchten. 
 
Antrag Gemeindevorstand:  
Der Gemeinderat möge beschließen, dass der bereits beim Volleyballplatz beste-
hende Ballfangzaun auf die gesamte Spielplatzbreite verlängert werden soll. Der 
Verein „Spielträumer“ wird ersucht auf die Kinder einzuwirken, dass Kinder nicht 
ohne zu fragen die Nachbargrundstücke betreten sollen. Eine Verlegung der 
Spielplätze soll vorerst nicht vorgenommen werden. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dass der Ballfangzaun auf die gesamte Spielplatz-
breite verlängert wird. Die Spielplätze werden vorerst nicht verlegt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 

7) Gemeindewohnbauförderung; Neufassung generelle Richtlinie 
 
Bgm. Wandl Gerhard berichtet, dass aufgrund der letzten Bauordnungsnovelle 
ein weiterer Tatbestand für die Vorschreibung einer Ergänzungsabgabe (Ergän-
zung zur Aufschließungsabgabe) entstanden ist (§ 39 Abs. 3 NÖ Bauordnung 
2014). Dies bedeutet, dass die generelle Richtlinie für die Gemeindewohnbauför-
derung zu überarbeiten ist. 
 
 
Antrag Gemeindevorstand:  
Der Gemeinderat möge folgende neue generelle Richtlinie für die Gemeinde-
wohnbauförderung beschließen: 
 

RICHTLINIE – GEMEINDE-WOHNBAUFÖRDERUNG 

Der Gemeinderat überträgt mit dieser generellen Richtlinie die Erledigung von Anträgen 
um Gewährung einer Gemeindewohnbauförderung an den Gemeindevorstand. 
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1. Allgemeines 

Die Marktgemeinde Rastenfeld fördert die Aufnahme von Hauptwohnsitzen im Gemein-
degebiet mit einer finanziellen Unterstützung = Gemeinde-Wohnbauförderung (GWBF).  

Eine GWBF wird nur gewährt, wenn eine Aufschließungsabgabe, eine Ergänzungsabgabe 
(§ 38 und § 39 NÖ Bauordnung 2014) oder eine Standortabgabe (§ 20 Abs. 9 NÖ Raum-
ordnungsgesetz 2014) zu zahlen ist und diese Abgabe zur Gänze bei der Gemeinde ein-
gezahlt worden ist.  

Die GWBF wird in Prozenten von der Aufschließungs- oder Ergänzungsabgabe bzw. 
Standortabgabe berechnet. Es besteht kein Rechtsanspruch auf die GWBF oder auf eine 
gewisse Höhe der GWBF. 

Sowohl die Aufschließungsabgabe als auch die Ergänzungsabgabe und Standortabgabe 
sind bei Vorschreibung zu 100 Prozent an die Gemeinde zu zahlen.  

Zur Gewährung einer GWBF ist schriftlich oder mündlich bei der Marktgemeinde Ras-
tenfeld ein Antrag zu stellen. 

Der Gemeindevorstand stellt danach fest, 

• ob das Ansuchen rechtzeitig eingelangt ist,  
• ob die vollständige Fertigstellungsanzeige für das Wohnhaus oder die Wohnung 

samt den geforderten Beilagen (Bauführerbescheinigung usw.) vorliegt  
• ob bzw. wie viele Hauptwohnsitze bestehen. 

Ergibt die Prüfung die ordnungsgemäße Erfüllung aller Bedingungen, dann wird aufgrund 
dieser Feststellungen die Förderung festgelegt. Der errechnete Förderbetrag wird nach 
Maßgabe der vorhandenen Mittel in einem Betrag oder in Teilbeträgen ausbezahlt. Bei 
aushaftenden Forderungen wird die GWBF vorrangig mit diesen Forderungen gegenver-
rechnet.  

 

2. GWBF im Zusammenhang mit der Aufschließungsabgabe  

(§ 38 NÖ Bauordnung 2014) 

 

Für die Zuerkennung einer GWBF ist folgender Stichtag maßgeblich: 

Am Stichtag, das ist 8 Jahre nach Rechtskraft der Baubewilligung für das Wohn-
haus (die Wohnung), muss spätestens der Antrag um Gewährung der GWBF bei der 
Marktgemeinde Rastenfeld einlangen und alle Bedingungen müssen erfüllt sein. 

Die Bemessung der GWBF wird grundsätzlich wie folgt vorgenommen: 

Die GWBF wird in Prozenten von der fiktiven Aufschließungsabgabe für einen 800 m² 
großen Bauplatz (Höchstausmaß für Förderung) berechnet (derzeit beträgt dieser Wert 
€ 15.909,90). Ist die tatsächliche Bauplatzgröße geringer, wird das tatsächliche Flächen-
ausmaß zur Berechnung herangezogen. 

 

Der Prozentsatz bzw. die maximale Förderhöhe betragen: 

2.a. pro erwachsener Person unter 40 Jahren (max. zwei Personen im Alter von 
19 bis 39 Jahren; Alter am Tag der Vorlage des vollständigen Ansuchens):  

 20 % = max. Förderbetrag  € 3.181,98 

oder  
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2.b. pro erwachsener Person ab 40 Jahren (max. zwei Personen; Alter am Tag 
der Vorlage des vollständigen Ansuchens):  

 15 % = max. Förderbetrag  € 2.386,49 

und 

2.c. pro Kind: 5 % = max. Förderbetrag  € 795,50 (max. 4 Kinder im Alter von 0 
bis 18 Jahren) 

2.d. Für Kinder, die nach der Gewährung der Wohnbauförderung geboren werden, 
kann innerhalb der 8 Jahresfrist um eine nachträgliche Förderung angesucht wer-
den (innerhalb der Höchstförderung).  

Höchste Förderung somit: 2 Erwachsene unter 40 Jahren und 4 Kinder mit Hauptwohn-
sitz = 60 % der Berechnungsgrundlage. Darüber hinaus besteht keine Fördermöglichkeit.  

 

 

3. GWBF im Zusammenhang mit der Ergänzungsabgabe  

(§ 39 NÖ Bauordnung 2014) 

 

3.1. nach § 39 Abs. 1 NÖ Bauordnung 2014 

Es ist eine Ergänzungsabgabe vorzuschreiben, wenn das Gesamtausmaß oder die Anzahl 
der Bauplätze vergrößert wird. 

3.1.a. Wenn bereits Hauptwohnsitze auf den betroffenen Bauplätzen bestehen, dann 
kann der Bauwerber sofort, nach Durchführung der Grenzänderung im Grundbuch, bei 
der Marktgemeinde Rastenfeld um die Gemeinde-Wohnbauförderung ansuchen.  

3.1.b.  Wenn noch kein Hauptwohnsitz auf den betroffenen Bauplätzen besteht, 
dann kann innerhalb von 8 Jahren nach Durchführung der Grenzänderung im Grundbuch 
um die Gewährung der Förderung angesucht werden, wenn innerhalb dieses Zeitraums 
der Hauptwohnsitz aufgenommen wurde.  

3.1.c.  Für die Berechnung der Förderung gelten die Prozentsätze gem. Punkt 2.a. bis 
2.c. (keine Beschränkung des Flächenausmaßes) und Punkt 2.d. für die nachträgliche För-
derung von Kindern. 

 

 

3.2. nach § 39 Abs. 2 NÖ Bauordnung 2014 

Erfolgt eine Bauplatzerklärung für einen Grundstücksteil nach § 11 Abs. 5 NÖ Bauord-
nung 2014 ist eine Ergänzungsabgabe vorzuschreiben. 

3.2.a. Wenn bereits Hauptwohnsitze auf dem Bauplatz bestehen, dann kann der 
Bauwerber sofort, ohne Vorlage einer Fertigstellungsmeldung für das Bauvorhaben, bei 
der Marktgemeinde Rastenfeld um die Gemeinde-Wohnbauförderung ansuchen. 

3.2.b.  Wenn noch kein Hauptwohnsitz auf dem Bauplatz besteht, dann kann inner-
halb von 8 Jahren nach Rechtskraft der Baubewilligung um die Gewährung der Förde-
rung angesucht werden, wenn innerhalb dieses Zeitraums der Hauptwohnsitz aufgenom-
men wurde und die Fertigstellungsmeldung vollständig vorliegt. 
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3.2.c.  Für die Berechnung der Förderung gelten die Prozentsätze gem. Punkt 2.a. bis 
2.c. (keine Beschränkung des Flächenausmaßes) und Punkt 2.d. für die nachträgliche För-
derung von Kindern. 

 

3.3. nach § 39 Abs. 3 NÖ Bauordnung 2014 

Es ist eine Ergänzungsabgabe vorzuschreiben, wenn eine Baubewilligung für den Neu- 
und Zubau eines Gebäudes erteilt wird und bisher kein oder ein niedrigerer Bauklassen-
koeffizient als 1,25 bei der Berechnung angewendet worden ist.  

3.3.a. Wenn bereits Hauptwohnsitze bestehen, dann kann der Bauwerber sofort, 
ohne Vorlage einer Fertigstellungsmeldung für das Bauvorhaben, bei der Marktgemeinde 
Rastenfeld um die Gemeinde-Wohnbauförderung ansuchen.  

3.3.b.  Wenn noch kein Hauptwohnsitz besteht, dann kann innerhalb von 8 Jahren 
nach Rechtskraft der Baubewilligung um die Gewährung der Förderung angesucht wer-
den, wenn innerhalb dieses Zeitraums der Hauptwohnsitz aufgenommen wurde und die 
Fertigstellungsmeldung vollständig vorliegt.  

3.3.c.  Für die Berechnung der Förderung gelten die Prozentsätze gem. Punkt 2.a. bis 
2.c. (keine Beschränkung des Flächenausmaßes) und Punkt 2.d. für die nachträgliche För-
derung von Kindern. 

 

4. Standortabgabe nach § 20 Abs. 9 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 

Aus Anlass der Erlassung des letztinstanzlichen Baubewilligungsbescheides für die Wie-
dererrichtung eines erhaltenswerten Gebäudes oder Gebäudeteils (§ 20 Abs. 5, Z. 6), 
einer Baubewilligung für die Erweiterung eines Wohngebäudes, wenn damit die Brutto-
geschoßfläche insgesamt 170 m² übersteigt, sowie der Änderung eines bisher betrieblich 
genutzten Gebäudes oder eines Teiles davon auf eine Wohnnutzung ist dem Gebäudeei-
gentümer eine Standortabgabe vorzuschreiben. 

Deren Höhe beträgt grundsätzlich die Hälfte jenes Betrages, der sich aus dem Produkt 
einer Berechnungslänge von 30, einem Bauklassenkoeffizienten von 1,25 und dem in der 
jeweiligen Gemeinde aktuellen Einheitssatz ergibt: (30 x 1,25 x 450):2 = € 8.437,50 
Standortabgabe 

Die so errechnete Standortabgabe (= € 8.437,50) ist  

4.a.  im Falle der Wiederrichtung jeweils mit dem Ausmaß der wiedererrichteten 
Fläche zu multiplizieren und durch 170 zu dividieren. Eine Wiedererrichtung ist max. für 
170 m² zulässig. 

 Beispiel: Bruttogeschoßfläche 170 m² = € 8.437,50 Standortabgabe 

4.b.  im Falle der Erweiterung mit der vergrößerten Bruttogeschoßfläche nach Er-
weiterung zu multiplizieren und durch 400 zu dividieren. Bei jeder nachfolgenden Erwei-
terung ist mit dem tatsächlichen Ausmaß der Erweiterungsfläche zu multiplizieren und 
durch 400 zu dividieren. Die Bruttogeschoßfläche darf nach der Erweiterung 300 m² 
nicht übersteigen. 

 Beispiel:  erweiterte Bruttogeschoßfläche 200 m² = € 4.218,75 Standortabgabe 

    erweiterte Bruttogeschoßfläche 300 m² = € 6.328,13 Standortabgabe 

 

4.c.  im Falle der Nutzungsänderung mit dem Ausmaß der geändert genutzten Flä-
che zu multiplizieren und durch 400 zu dividieren, wobei bei einer geändert genutzten  
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Fläche über 400 m² und bei mehreren aufeinanderfolgenden Nutzungsänderungen max. 
die Standortabgabe in voller Höhe vorzuschreiben ist. Bei 400 m² Nutzungsänderung ist 
der Höchstbetrag von € 8.437,50 erreicht. 

 Beispiel: geändert genutzte Fläche 150 m² = € 3.164,06 Standortabgabe 

   geändert genutzte Fläche 350 m² = € 7.382,81 Standortabgabe 

 

4.d. Wenn bereits Hauptwohnsitze bestehen, dann kann der Bauwerber sofort, 
ohne Vorlage einer Fertigstellungsmeldung für das Bauvorhaben, bei der Marktgemeinde 
Rastenfeld um die Gemeinde-Wohnbauförderung ansuchen.  

4.e.  Wenn noch kein Hauptwohnsitz besteht, dann kann innerhalb von 8 Jahren 
nach Rechtskraft der Baubewilligung um die Gewährung der Förderung angesucht wer-
den, wenn innerhalb dieses Zeitraums der Hauptwohnsitz aufgenommen wurde und die 
Fertigstellungsmeldung vollständig vorliegt.  

  

4.f.  Für die Berechnung der Förderung gelten die Prozentsätze gem. Punkt 2.a. bis 
2.c. (keine Beschränkung des Flächenausmaßes) und Punkt 2.d. für die nachträgliche För-
derung von Kindern. 

 

 
5. Schlussbestimmung 

Wird der Hauptwohnsitz innerhalb von 10 Jahren nach Zuerkennung der Förderung auf-
gegeben, ist die Gemeinde-Wohnbauförderung an die Marktgemeinde Rastenfeld zurück-
zuzahlen. Härtefälle werden im Gemeinderat behandelt. 
 
 

6. Inkrafttreten 

Die Bestimmungen dieser generellen Richtlinie gelten rückwirkend ab Inkrafttreten der 
Änderung der NÖ Bauordnung 2014 (53. Gesetz 2018, ausgegeben am 29.08.2018). 

 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die generelle Richtlinie. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Mehrheitlich mit 3 Gegenstimmen (Fraktion SPÖ) 
 
 
 

8) Gasthof Roland Neumeister, Peygarten-Ottenstein; Betriebsförderung 
 
Bgm. Wandl Gerhard berichtet, dass Roland Neumeister beim Gasthof in Peygar-
ten-Ottenstein 38 Investitionen in Höhe von ca. 80.000,-- (Dachsanierung, Zim-
mer) tätigen möchte. Bei der Vorberatung wurde festgestellt, dass das GH Neu-
meister aufgrund der geänderten Bauordnung nun eine Ergänzungsabgabe in 
Höhe von 7.513,11 zu zahlen hat. Roland Neumeister ersucht daher um Zuer-
kennung einer Betriebsförderung in Höhe von 50 % der Ergänzungsabgabe. 
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Antrag Gemeindevorstand:  
Der Vorstand schlägt eine Betriebsförderung in Höhe von 15 % der Ergänzungs-
abgabe und den Rückersatz der bezahlten Kommunalsteuer für die Jahre 2017 
und 2018 vor. Zusätzlich kann eine Förderung von 15 % der Ergänzungsabgabe 
beantragt werden, wenn die Partnerin von Roland Neumeister bis zur Fertigstel-
lung den Hauptwohnsitz aufnimmt. Die Betriebsförderung wird nach Fertigstel-
lung (Dachsanierung, Zimmer), welche spätestens 4 Jahre nach der rechtskräfti-
gen Baubewilligung mittels Fertigstellungsanzeige und Bauführerbescheinigung 
nachgewiesen werden muss, ausbezahlt.  
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Betriebsförderung laut Antrag. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 

9) Mittelschulgemeinde Rastenfeld; Festlegung Kopfquote Schulumlage 
 
Bgm. Wandl Gerhard berichtet, dass mit den Schulgemeinden eine Einigung hin-
sichtlich der Erhöhung der Kopfquote auf 1.750,-- gelungen ist (bisher 1.600,--).  
 
Antrag Gemeindevorstand:  
Der Gemeinderat möge der Erhöhung der Kopfquote zustimmen. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Erhöhung der Kopfquote. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 

10) Leader-Projekt Nachbarschaftshilfe Plus 
 
Bgm. Wandl Gerhard berichtet über das Projekt „Nachbarschaftshilfe Plus“. Die 
Gemeinden Pölla und Röhrenbach haben das Projekt im April 2018 für 1 Jahr be-
gonnen. Das Projekt soll 2 – 3 Jahre verlängert werden. Dabei können andere 
Gemeinden in das Projekt einsteigen. Das Projekt dient zur Unterstützung der äl-
teren Generation (Hilfestellung bei Arztbesuch, Besucherdienste, Notfalldienste, 
Einkaufsdienste, uvm.).  
Für Rastenfeld soll eine 10-Stunden-Kraft über den Verein angestellt werden. 
Diese Person organisiert in Rastenfeld die Helfer. Zuvor würde eine Bevölke-
rungsbefragung durchgeführt werden (wer hat Bedarf, wer würde die Hilfsdienste 
machen).  
Leader fördert das Projekt mit 80 %. Zu bezahlen ist die Person und das amtliche 
Kilometergeld für die Fahrten der Helfer. Pölla rechnet mit Kosten in Höhe von 
10.000,-- bis 12.000,-- pro Jahr. Lichtenau und Bad Traunstein überlegen eben-
falls eine Teilnahme. 
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Antrag Gemeindevorstand:  
Der Gemeinderat möge den Grundsatzbeschluss fassen, dass die Marktgemeinde 
Rastenfeld am Projekt teilnimmt. Damit können die Projektanten am Projekt wei-
terarbeiten und dieses bei LEADER zur Förderung einreichen.  
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Teilnahme am Projekt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 

11) Regenwasserableitung KG Sperkental; Übernahmeerklärung 
 
Bgm. Wandl Gerhard berichtet, dass die Straßenmeisterei einen Regenwasserka-
nal im Güterweg Sperkental, GNR 479/1, auf eine größere Dimension ausge-
wechselt hat und den bestehenden Einlauf verbessert hat. Nach Fertigstellung ist 
die Erklärung abzugeben, dass die Gemeinde bestätigt, dass die vom NÖ Stra-
ßendienst hergestellten Anlagen ordnungsgemäß ausgeführt sind und in die Er-
haltung und Verwaltung übernommen werden. 
 
Antrag Gemeindevorstand:  
Der Gemeinderat möge die Erklärung beschließen. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Erklärung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 

12) Freiwillige Feuerwehren; Jahresförderung 2018 
 
Bgm. Wandl Gerhard berichtet, dass die Freiwilligen Feuerwehren gemäß den 
Förderrichtlinien folgende Förderungen erhalten sollen: 
 
Marbach im Felde:  3.076,-- 
Niedergrünbach:  2.088,-- 
Peygarten-Ottenstein: 2.936,-- 
Rastenfeld: 3.972,-- 
Sperkental: 3.992,-- 
Summe: 16.064,-- 
 
Antrag Gemeindevorstand:  
Der Gemeinderat möge die Förderung beschließen. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Förderung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
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13) Voranschlag 2019 

 
Bgm. Wandl Gerhard berichtet:  
Der Entwurf des Voranschlages 2019 einschließlich des Dienstpostenplans hat 
durch zwei Wochen zur öffentlichen Einsicht aufgelegen. Es wurden keine Stel-
lungnahmen eingebracht. 
 
Bgm. Wandl Gerhard bringt die Eckdaten des Voranschlags 2019 wie folgt zur 
Kenntnis: 

 
Gesamtsummen im Voranschlag 2019: 
 

 Einnahmen Ausgaben Zuführung an 

AOH 

Ordentlicher Haushalt € 4.033.400,00 € 4.033.400,00 € 321.000,00 

Außerordentlicher 

Haushalt € 1.327.700,00 € 1.327.700,00 

 

 

Im Voranschlag 2019 sind folgende wesentliche Vorhaben geplant: 
 

Ordentlicher Haushalt: 
• Volksschule Instandhaltung (Dach und Sanitär): 71.000,-- 
• Schulische Nachmittagsbetreuung: 29.600,-- 
• Schulumlage an Mittelschule Rastenfeld: 87.500,-- 
• Schulumlage an Polytechnische Schule: 12.600,-- 
• Kindergarten Rastenfeld laufender Betrieb: 190.100,-- 
• Kindertagesbetreuung: 19.700,-- 
• Musikschulumlage: 45.800,--  
• Sozialhilfeumlage: 240.300,-- 
• Jugendwohlfahrt: 34.400,-- 
• Rotes Kreuz, Bezirksstelle Krems: 15.000,-- 
• NÖ Krankenanstalten Sprengelbeitrag: 417.500,-- 
• Tourismusförderung: 64.500,-- 
• Winterdienst – Straßenreinigung: 48.100,-- 
• Öffentliche Beleuchtung: 27.300,-- 

 
 

Außerordentlicher Haushalt 
• Straßenbau und Straßenbeleuchtung (270.000,--)  
• Güterwegeerhaltung (20.000,--) 
• Aufschließung Wohnbauland „Steigacker“ (415.000,--) 
• Wasserversorgung (120.000,--) 
• Abwasserbeseitigung (400.000,--) 
• Errichtung Geschäftshaus „Nahversorgerzentrum“ (500.000,--) 

 
 

Darlehensaufnahmen sind im Bereich der Wasserversorgung mit 120.000,-- und der Abwas-
serentsorgung mit € 300.000,-- veranschlagt (diese Darlehensaufnahmen sind bereits 2018 be-
schlossen worden). 
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Schuldenstand: 
Gesamt per 1.1.2019: € 8.725.300,00         per 31.12.2019 € 8.625.800,00 
davon Wasser, Abwasser, Häuser: € 7.995.100,00  € 8.004.900,00 
Hoheitlich: €    730.200,00  €    620.900,00 
 
Das Budget 2019 ist geprägt von diversen kleineren und mittleren Vorhaben sowie von der 
Fertigstellung des Vorhabens „Errichtung Geschäftshaus für Nahversorger, Polizei, Boutique 
und Zahnarzt“. Die bedeutendsten Vorhaben im Jahr 2019 werden die Erschließung des 
Wohnbaulandes „Steigacker“ in Peygarten-Ottenstein und die Erweiterung des Regenwasser-
kanals beim KFZ-Betrieb Gruber in Rastenfeld sein. Auch im Jahr 2019 steigen die Pflicht-
ausgaben stark an (siehe obige Zahlen). Trotzdem können wieder viele wichtige Vorhaben 
umgesetzt werden. 
 
Antrag Gemeindevorstand:  
Der Gemeindevorstand beantragt, dass dem Voranschlag 2019 einschließlich des 
Dienstpostenplans in der vorliegenden Fassung zugestimmt werden soll. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt den Voranschlag 2019 und den Dienstpostenplan. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 

14) Mittelfristiger Finanzplan 
 
Bgm. Gerhard Wandl bringt dem Gemeinderat den mittelfristigen Finanzplan 
2020 - 2023 zur Kenntnis. 
 
Antrag des Gemeindevorstandes: 
Der Gemeindevorstand beantragt, dass dem mittelfristigen Finanzplan in der vor-
liegenden Fassung zugestimmt werden soll. 
 
Beschluss:  
Der Gemeinderat beschließt den mittelfristigen Finanzplan.  
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung am …07.03.2019……. 

genehmigt       -      abgeändert     -     nicht genehmigt. 
 
 
Gerhard Wandl eh.      J. Müllner eh. 
....................................                          .................................. 
 Bürgermeister                   Schriftführer 
 
 
Sinhuber eh. Wanner Hans eh. 
.................................... ................................  
GR Sinhuber Karl, ÖVP GR Wanner Hans, SPÖ 
 


